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Umweltschützer fordern Stopp von
Millionenförderung für LNG-Terminal

Die Deutsche Umwelthilfe (DUH) hat bei der EU-
Kommission Beschwerde gegen die Beihilfegenehmigung
für das LNG-Terminal in Brunsbüttel eingereicht. Kritisiert

wird, dass keine nachweisbaren Umrüstungspläne auf
erneuerbare Energien bestehen, wodurch die staatliche
Unterstützung von 40 Millionen Euro gegen EU-Recht

verstoßen könnte. Erfahren Sie mehr über die Hintergründe
und die Forderungen der DUH zum Klimaschutz.

Umweltschutz im Fokus: Widerstand gegen
staatliche Subventionen für fossile
Energien in Brunsbüttel

Die laufenden Diskussionen um die Bewilligung von staatlichen
Mitteln für fossile Energieprojekte werfen wichtige Fragen auf,



insbesondere im Hinblick auf ökologische Ziele. Die Deutsche
Umwelthilfe (DUH) hat in diesem Kontext eine Beschwerde bei
der EU-Kommission eingereicht, die die staatliche Beihilfe von
40 Millionen Euro für das LNG-Terminal in Brunsbüttel in Frage
stellt. Die Hintergründe der finanzpolitischen Maßnahmen und
deren Konsequenzen auf die Klimaziele sind von entscheidender
Bedeutung.

Die Behauptung, dass staatliche Subventionen nachhaltige,
umweltfreundliche Projekte unterstützen müssen, steht auf dem
Prüfstand. Ein unabhängiges Rechtsgutachten, das von der DUH
in Auftrag gegeben wurde, kommt zu dem Schluss, dass die
finanzielle Unterstützung für das Terminal in Brunsbüttel nicht
den Anforderungen des EU-Rechts entspricht, das Subventionen
nur dann erlaubt, wenn sie zur Energiewende beitragen.

Aktuell sieht der Plan vor, das Terminal als langfristige Lösung
für die Erdgasversorgung aufzubauen, ohne konkrete Strategien
zur Umstellung auf erneuerbare Energien. Dies wirft Bedenken
auf, da die Verträge, die mit dem Betrieb des Terminals
abgesichert sind, eine festgelegte Abhängigkeit von fossilen
Brennstoffen bis Ende 2043 implizieren. Damit wird eine
wirtschaftliche Grundlage geschaffen, die auf einem fossilen
Geschäftsmodell beruht, was die Akzeptanz der Öffentlichkeit
und die Umweltschutzbemühungen gefährden könnte.

Sascha Müller-Kraenner, der Bundesgeschäftsführer der DUH,
äußert deutlich die Sorgen der Umweltschützer: „Die finanzielle
Unterstützung steht auf wackeligem Boden. Wir fordern die EU-
Kommission auf, die Beihilfe zurückzunehmen und stattdessen
in ernsthafte Klimaschutzmaßnahmen zu investieren.” Diese
Sichtweise spiegelt wider, wie kritisch die aktuellen
Energiepolitik diskutiert wird und welche tiefen Auswirkungen
sie auf die Umwelt haben könnte.

Ein weiterer Aspekt, der für Aufregung sorgt, ist die Beteiligung
der Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) an dem Projekt mit 50
Prozent. Diese Tatsache ist besorgniserregend, da sie zeigt, wie



öffentliche Mittel auch in Projekte fließen, die den Klimazielen
zuwiderlaufen. Nach der Einschätzung der DUH könnte die
staatliche Unterstützung durch die KfW-Bankengruppe sogar bis
zu 500 Millionen Euro erreichen. Steigende Baukosten könnten
diese Summe noch weiter anheben und die finanziellen
Auswirkungen auf den Staat noch verschärfen.

Die Einwendung der DUH gegen die Genehmigung des
landseitigen LNG-Terminals wird ebenfalls als Teil des
Widerstandes gegen die weitere Abhängigkeit von fossilen
Brennstoffen gesehen. Da das Projekt nicht auf eine zeitlich
befristete Lösung abzielt, sondern auf eine langjährige
Verpflichtung, wird die Dringlichkeit für eine Übergangsstrategie
hin zu nachhaltigen Energiequellen noch deutlicher.

In Anbetracht dieser Entwicklungen wird deutlich, dass die
Diskussion um fossile Brennstoffe und ihre Unterstützung durch
den Staat eine leidenschaftliche Debatte über den zukünftigen
Energie-Mix und die Rolle der Umweltschutzorganisationen in
unserer Gesellschaft darstellt. Das Schicksal des LNG-Terminals
in Brunsbüttel könnte die Richtung vorgeben, in die sich die
deutsche Energiepolitik entwickeln wird und welche Prioritäten
bei der Bekämpfung des Klimawandels gesetzt werden.

Durch diese Ereignisse wird die Wichtigkeit von Transparenz und
verantwortungsbewusstem Umgang mit öffentlichen Geldern
unterstrichen. Es bleibt abzuwarten, wie die EU-Kommission auf
die Bedenken reagiert und ob sie bereit ist, einen Kurswechsel in
der Energiepolitik zu unterstützen.
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